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Dokumente 9 

Komplexrichtlinie für die städtebauliche Pla­
nung und Gestaltung von Neubauwohngebie­
ten 
Herausgegeben vom Ministerium für Bauwesen, aus­
gearbeitet vom Institut für Städtebau und Architektur 
(Quelle: Bauakademie der DDR, 1976, S. 5 ff.) 

Mit der volkswirtschaftlichen Prioritätensetzung auf 
den Wohnungsbau und die Umsetzung des Woh­
nungsbauprogramms der SED verlagert sich der 
Schwerpunkt der Stadtentwicklung in die Neubau­
wohngebiete in extensiven Randlagen der Groß- und 
Mittelstädte. Bereits die ersten Durchführungsbestim­
mungen zu Maßnahmen des Wohnungsbaus von 1971 
fordern dabei eine Bestätigung von Bebauungskon­
zeptionen für Wohngebiete mit mehr als 1000 Woh­
nungen durch den Minister für Bauwesen. Demzufolge 
muß ein Prüfsystem nach entsprechenden gesetzli­
chen Regelungen für diese Planungen entwickelt wer­
den. Hierfür ist das Institut für Städtebau und Architek­
tur der "Bauakademie der DDR" zuständig. Eine Um-
benennung der Akademie erfolgt Anfang der 70er Jah­
re analog der Zeitschrift „Deutsche Architekur" in "Ar­
chitektur der DDR" und des Bundes Deutscher Archi­
tekten (BDA) in "BDA/DDR". In einer speziellen Abtei­
lung "Begutachtung" werden die einzureichenden Be­
bauungskonzeptionen in der Phase der Investitions­
vorbereitung bewertet und dem Bauminister mit einer 
entsprechenden Empfehlung zugeleitet. Die zu­
grundeliegenden Kriterien regelt eine am 1.1.1976 
in Kraft getretene "Komplexrichtlinie für die städte­
bauliche Planung und Gestaltung von Neubau­
wohngebieten", die in einer Schriftenreihe der Bau­
akademie der DDR publiziert und einem ent­
sprechenden Gesetzblatt der DDR des Jahres 1975 
verankert wird. 

Die Größenordnung avisierter neuer Wohngebiete und 
die veränderten Finanzierungswege des Wohnungs­
baus machen eine Erweiterung der städtebaulichen 
Planungskriterien des bis dato gültigen Regelwerkes 
für die "Sozialistischen Wohnkomplexe" erforderlich. 
Dort ist der Bau von Wohnungen in Verbindung mit Ge­
meinbedarfseinrichtungen bereits fixiert. Ab Mitte der 
60er Jahre und verstärkt nach 1972 werden aber die 
unterschiedlichen Investitionsfonds der kommunalen 
Bereiche Bildung, Einzelhandel, Gesundheitswesen 
usw. gebündelt und in die "Grundausstattung" der 
Wohngebiete sowohl räumlich, aber vor allem als 
volkswirtschaftliche Planposition integriert. Deren Um­
setzung in konkrete Bauvorhaben obliegt dem 
"Hauptauftraggeber Komplexer Wohnungsbau" (HAG) 
als integrierendem Vertreter des staatlichen Auftrag­
gebers. Sein Pendant und Vertragspartner auf der 
Auftragnehmerseite ist in Verbindung mit dem jeweili­
gen bezirklichen Wohnungsbaukombinat der "Gene­
ralauftragnehmer Komplexer Wohnungsbau" (GAN). 

Innerhalb der DDR-Planwirtschaft stellt der „Komplexe 
Wohnungsbau" nunmehr eine eigenständige Position 
dar, wobei nach 1971 besondere Durchführungsbe­
stimmungen im Gesetzblatt der DDR erlassen werden. 
Auf diese Weise wird der staatliche Wohnungsbau ein 
fester Bestandteil der jährlichen Volkswirtschaftspläne 
und zwischen 1971 und 1986 (Vlll.-Xl. Parteitag der 
SED) auch der jeweiligen Fünfjahrpläne. Gradmesser 
für die Dimensionierung und Kalkulation der Bebau­
ungskonzepte und Bauvorhaben ist die „Normativvor­
gabe", deren Höhe sich im Laufe der jeweiligen Fünf­
jahrplanzeiträume entsprechend den Industriepreisen 
verändert. Im Durchschnitt entfallen auf den Woh­
nungsneubau etwa 60% der Aufwendungen, 20% 
werden für die Sekundärerschließung aufgewandt und 
etwa 20% verbleiben für die Wohnfolge- und Gemein­
bedarfseinrichtungen sowie die Freiflächen. Diesem 
Finanzierungs- und Verwaltungsmodell des "Komple­
xen Wohnungsbaus" wird in der städtebaulichen 
Richtlinie für die Neubauwohngebiete von 1976 ent­
sprochen. Im Gegensatz zu den Grundsätzen 
und Richtlinien zum Städtebau, zu den Stadt­
zentren und zum Sozialistischen Wohnkomplex 
der 50er und 60er Jahre, die jeweils empfehlenden 
und orientierenden Charakter haben, erlangt 
diese erstmals verbindlichen Charakter und Gesetzes­
kraft. 

Außerdem gewinnen die technologisch bestimmten 
Kriterien der inzwischen weitgehend durchgesetzten 
Großplattenbauweise und Restriktionen zum Woh­
nungsstandard höhere Priorität und müssen in den 
Planungsgrundlagen reflektiert werden. So enthält die 
"Komplexrichtlinie" erweiterte Maßgaben zur Wohn­
dichte, Baulandausnutzung, Ausstattung mit Wohnfol­
geeinrichtungen, Verkehrsflächen und Freiräumen. 
Das verbindet sich mit Vorgaben zur Gliederung und 
Zonierung großer Wohngebiete und reflektiert sich in 
typologischen Grundmustern für Bebauungsstruktu­
ren, die den technischen Parametern der zugrundelie­
genden zentralen Wohnungsbauserien P2 oder WBS 
70 (vgl. Kap. 5, Band 2) entsprechen. 
Zwar werden noch immer offizielle Ansprüche auf ver­
besserte Wohnqualitäten deklariert, aber z.B. die per 
Richtlinie geforderte Orientierung der Wohngebäude 
und einzuhaltende Besonnungsmindestabstände defi­
nieren sich lediglich über die Gewährleistung einer Be­
sonnung des Wohnraumes von mindestens zwei Stun­
den am 21. Februar eines jeden Jahres. 
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Dokumente 10 

Verordnung über die Förderung des Baues von 
Eigenheimen vom 10.10.1971 
(Quelle: Altregistraturgut der Stadt Magdeburg) 

Information zum Eigenheimbau 73 im Bezirk 
Magdeburg 
(Quelle: Altregistraturgut der Stadt Magdeburg) 

Der Bau von Eigenheimen wird Bestandteil des Woh­
nungsbauprogramms für den Fünfjahrplan 1971-75. 
Deshalb erscheint im Beschluß über „Erste Maßnah­
men zur Sicherung des Wohnungsbauprogramms" 
vom 20.10.1971 (vgl. Dokument 8) eine spezielle Anla­
ge 2 mit der Verordnung über die Förderung des Bau­
es von Eigenheimen. Sie zielt auf die Aktivierung von 
Eigenleistungen der Bürger und soll offenbar einen 
speziellen Bedarf an Wohnraum decken, den insbe­
sondere kinderreiche Familien haben, die in den klei­
nen, maßgeschneiderten Zwei- bis maximal Vierraum­
wohnungen der Wohnungsbauserien P2 oder WBS 70 
(vgl. Kap 5, Band 2) nicht ausreichend Platz finden. Im 
Gegensatz zur zentralen staatlichen Planung und Inve­
stition für die Realisierung der großen Neubaugebiete 
wird die Verantwortlichkeit für die Förderung der Ei­
genheime an die Bezirke und Kreise mit ihren zu­
gehörigen "Plankommissionen" delegiert. 

Dabei ist das gesamte volkswirtschaftliche und städte­
bauliche Forderungsprogramm nach: 

• Bebauungskonzeptionen und einer Standortsiche­
rung durch Erschließung; 

• Auswahl von verwendbaren Gebäudetypen bzw. 
"Erzeugnissen" und Festlegung von Aufwandsnor­
mativen; 

• Kalkulation und Organisation der erforderlichen 
Baustoffversorgung und Baukapazitäten; 

• Zuweisung von Projekten und Bauplätzen an ent­
sprechende Familien und Konzeption der geforder­
ten Eigenleistungen; 

• Regelung einer staatlich kontrollierten Kreditierung 
und Aktivierung von ortsansässigen Industrieunter­
nehmen zur Übernahme von Leistungen oder Bau­
kapazitäten 

für die Umsetzung der Förderung von Eigenheimen 
abzuleisten. 

Deshalb findet sich für die textliche Dokumentation 
dieses Programms kein weiteres zentrales Papier, son­
dern vielmehr eine Informationsschrift des Bezirkes 
Magdeburg zum Eigenheimbau für das Jahr 1973. Sie 

enthält als Angebot an die potentiellen Eigenheimbau­
er eine Kurzbeschreibung anwendbarer Haustypen, 
die von Mitarbeitern des Stadtplanungsamtes Magde­
burg aus der gesamten Republik zusammengetragen 
werden (vgl. Kap. 5, Band 2), Anweisungen für die Ab­
leistung der Eigenanteile und Regelungen zur Bau­
stoffversorgung sowie den Verweis auf eine Muster­
siedlung im Bereich der Treseburger Straße in Magde­
burg (vgl. Standort 610, Band 2), die das Angebot im 
Maßstab 1:1 offerieren soll. Bleibt zu erwähnen, daß 
die zu erwerbenden Projektunterlagen für den potenti­
ellen "Bauherrn" einer "Anpassung" durch einen Pro­
jektanten bedürfen, der eine Zulassungsnummer vom 
Bezirksbauamt benötigt. Damit sind die Randbedin­
gungen, Zwänge und Möglichkeiten für die „Häusle-
bauer" in den 70er und 80er Jahren in der DDR hinrei­
chend beschrieben. 
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